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Außenpolitik

1 Staatsbesuch Chiracs steht

vorrangig im Zeichen der 

Wirtschaftsinteressen

Frankreichs Staatspräsident Chirac ist 

nach 1997 und 2000 zum dritten Mal 

während seiner Amtszeit zu einem of

fiziellen Besuch in die VR China ge

reist. Von Hanoi, wo er am ASEM- 

Treffen teilgenommen hatte, flog Chi

rac zunächst nach Chengdu und tags 

darauf nach Beijing, wo er am 9. 

Oktober mit Hu Jintao, Wen Jiabao 

und Wu Bangguo zusammentraf. Das 

Hauptanliegen der französischen Gäs

te - Chirac wurde von einem Tross 

von Wirtschaftsvertretern begleitet - 

war es, Vertragsabschlüsse über eine 

Reihe von Großprojekten zu erreichen, 

vor allem im Bereich der Energiewirt

schaft, der Luft- und Raumfahrt so

wie des Verkehrswesens. Die Bilanz 

des Besuchs fiel von französischer Seite 

indessen gemischt aus: Es wurden weit 

weniger Verträge realisiert als erhofft. 

(FAZ, 12.10.04; SCMP, 20.10.04)

Das Ergebnis ist um so ernüchternder, 

wenn man bedenkt, mit wie vielen po

litischen Gastgeschenken Chirac auf

wartete: Er hatte sich bereits am Ran

de des ASEM-Treffens in Hanoi für ei

ne Aufhebung des EU-Waffenembar

gos ausgesprochen, die Verpflichtung 

Frankreichs und Chinas betont, ein 

Gegengewicht zu den USA zu bilden, 

und konfliktbeladene Themen weitge

hend ausgespart. Frankreich setzt sich 

derzeit am energischsten für die Auf

hebung des Embargos ein; vor allem 

Schweden, die Niederlande, Irland und 

Großbritannien sind, nicht zuletzt auf 

Druck der USA, dagegen. Ursprüng

lich war geplant, noch in diesem Jahr 

eine Aufhebung des Embargos zu er

reichen, was nach einer Bekräftigung 

der britischen Position aber als un

wahrscheinlich gilt. Die USA fürch

ten vor allem die Aufrüstung mit eu

ropäischer Radar- und Kommunikati

onstechnik. Ein Antrag der Koalition 

im Bundestag betonte, es sei zu früh, 

das Embargo aufzuheben. Die Bun

desregierung wird darin aufgefordert, 

die Menschenrechts- und Minderhei

tensituation in China in Betracht zu 

ziehen. Als ein Kriterium wird die „ra

sche Ratifizierung und Umsetzung des 

UN-Paktes über politische und bür

gerliche Rechte“ genannt. (WSJ, 7., 

11.10.04; FT, 8.10.04; IHT, 7.10.04; 

XNA, 8., 11.10.04; FAZ, 28.10.04; HB, 

27.10.04; SCMP, 12.10.04)

Beim Thema Menschenrechte be

schränkte Chirac sich auf das für die 

heimische Öffentlichkeit nötigste, in

dem er im Namen der EU eine Liste 

mit den Namen eines Dutzend inhaf

tierter Regimekritiker übergab. Um 

welche Namen es sich handelte wur

de nicht bekannt. Bei einer Rede an 

der Tongji-Universität deutete Chirac 

zumindest die Bedeutung von Grund

rechten und Demokratie an. Während 

Chiracs Besuch hat sich Hu Jintao 

erstmals zu den Studentenprotesten 

von 1989 geäußert: Es gebe keinen 

Grund, das historische Urteil, dass es 

sich dabei um einen Versuch zur Kon

terrevolution gehandelt habe, zu revi

dieren. (ST, 10.10.04; RSF, nach BBC 

PF, 2., 11.10.04; SCMP, 11.10.04)

Zur Belebung der Wirtschaftsbezie

hungen (Frankreich ist nur der viert

wichtigste Handelspartner Chinas in 

der EU) versucht Frankreich Kapital 

aus seinem Ruf als Kulturnation zu 

schlagen: Das Jahr der französischen 

Kultur, für das Frankreich 300 Mio. 

Yuan aufgewendet hat, wurde paral

lel zum Staatsbesuch mit Konzerten 

und Ausstellungen eröffnet. Auch der 

wissenschaftliche Austausch soll ver

stärkt gefördert werden. (XNA, 10., 

11.10.04) -mb-

2 Wen Jiabao zu Gast in Vi

etnam und Teilnehmer des 

ASEM-Treffens

Wen traf vor Beginn des 5. ASEM- 

Treffens mit vietnamesischen Spit

zenpolitikern zusammen. In einem 

gemeinsamen Kommunique wurden 

die Fortschritte bei der Festlegung 

des Grenzverlaufs betont und die Ab

sicht der Errichtung einer ASEAN- 

Freihandelszone bekräftigt, außerdem 

wurden Abkommen zu Handels- und 

Wirtschaftsbeziehungen unterzeich

net. (ZXS, nach BBC PF, 30.9.04; 

VNA news agency web site, nach 

BBC PF, 7.10.04)

Beim ASEM-Treffen selbst legte Wen 

einen vier Punkte umfassenden Vor

schlag zur Verbesserung der Zusam

menarbeit zwischen Asien und Europa 

vor:

(1) Einrichtung und Verbesserung 

der Konsultationsmechanismen 

auf verschiedenen Ebenen und ei

ne engere Abstimmung auch im 

Rahmen der Vereinten Nationen.

(2) Förderung der wirtschaftlichen 

Beziehungen durch eine Vertie

fung der Zusammenarbeit im 

Rahmen des „ASEM Trade Fa- 

ciliation Action Plan“ und des 

„ASEM Investment Promotion 

Action Plan“, sowie durch den 

weiteren Abbau von Handelsbe

schränkungen.

(3) Ausgleich des ökonomischen Ge

fälles zwischen ASEM-Mitglied- 

staaten durch intensivierte Zu

sammenarbeit in der Entwick

lungshilfe, der Bildung, und der 

technischen Kooperation.

(4) Dialoge zwischen den Kulturen, 

die gegenseitiges Verständnis för

dern und die kulturelle Vielfalt 

bewahren. (XNA, 9.10.04)

Wen drängte die Europäer, das Waf

fenembargo aufzuheben. Am Rande 

des Treffens kam Wen Jiabao mit 

den Premierministern Schwedens, Po

lens, und Irlands zusammen. (XNA, 

9.10.04) Die Regierungsvertreter be

tonten in ihrer Abschlusserklärung die 

Absicht, in der Terrorbekämpfung, der
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Unterbindung von Proliferation, und 

im Kampf gegen organisiertes Verbre

chen, Drogenhandel, und anstecken

de Krankheiten eng zusammenzuar

beiten. (XNA, 8.10.04) -mb-

3 Putins Staatsbesuch in Bei

jing: China in der ungewohn

ten Rolle des Bittstellers

Russlands Präsident Putin hat vom 

14. bis 16. Oktober Beijing und Xi’an 

bereist, sein erster Besuch in Chi

na während seiner zweiten Amtszeit. 

Russland befindet sich gegenüber Chi

na in einer ungewöhnlich starken Po

sition: China will aus Russland Waf

fen beziehen, die wegen der westli

chen Embargopolitik andernorts nicht 

zu bekommen sind, und 01 importie

ren, um das unter anderem auch Ja

pan konkurriert.

Vor diesem Hintergrund hat die Eini

gung über die Beilegung der Grenz

streitigkeiten zu Diskussionen in chi

nesischen Webforen geführt: Die um

strittenen Inseln im Amur und im 

Argun werden nach russischen Anga

ben ungefähr mittig geteilt. Auf chine

sischen Internetseiten wurde darauf

hin der Verdacht geäußert, Territori

um sei gegen russische Zusagen bei 

Fragen der Öllieferung getauscht wor

den. Genährt wurden die Gerüchte 

durch das beharrliche Schweigen der 

chinesischen Seite, die keine genauen 

Angaben über das Abkommen geben 

wollte. Die chinesischen Behörden ha

ben diese Diskussion mittlerweile un

terbunden.

Weitere Themen während des Be

suchs waren Wirtschaftsfragen: Bei

de Seiten vereinbarten das ehrgeizi

ge Ziel, das jährliche bilaterale Han

delsvolumen von derzeit 15,7 Mrd. 

US$ bis zum Jahr 2008 auf 60 Mrd. 

US$ zu steigern. China erklärte zu

dem, die Aufnahme Russlands in die 

WTO unterstützen zu wollen. Putins 

zweite Reisestation, Xi’an, hatte eben

falls ökonomische Hintergründe: Rus

sische Unternehmen hoffen auf Aufträ

ge in Großprojekten, die Teil des Ent

wicklungsplanes für die Westprovin

zen sind. (RMRB online, nach BBC 

EF, 20.10.04; Interfax news agen- 

cy, nach BBC EF, 21.10.04; ST 16., 

21.10.04; NZZ, 15., 22.10.04; Xinhua, 

nach BBC EF, 14.10.04; ITAR-TASS, 

nach BBC EF, 15.10.04; XNA, 12., 

15.10.04; FT, 15.10.04) -mb-

4 Powells Äußerungen bei

Kurzbesuch in Beijing ver

unsichern Taiwan

Bei einem Kurzbesuch in Beijing, 

der vor allem der Vorbereitung ei

ner neuen Runde der Sechsergespräche 

über Nordkoreas Atomprogramm die

nen sollte, hat US-Außenminister Po- 

well mit Äußerungen zum Status Tai

wans Spekulationen über einen neuen 

Trend in der amerikanischen Taiwan

politik ausgelöst. Abweichend vom üb

lichen Sprachgebrauch sagte Powell, 

dass die Wiedervereinigung Chinas 

und Taiwans letztlich das Ziel al

ler Verhandlungen sei (eventual out- 

come), und sagte, Taiwan sei „nicht 

unabhängig“. Diese explizite Feststel

lung ist neu. Auch wenn ein Sprecher 

des US-Außenministeriums betonte, 

die Politik habe sich nicht geändert, 

sahen viele Beobachter hinter Powells 

Worten ein Angebot an Beijing, das 

im Zusammenhang mit den Sechserge

sprächen über Nordkorea stehen könn

te: Powell drückte bei seinem Besuch 

die Unzufriedenheit der USA mit dem 

Verlauf der bisherigen Gesprächsrun

den aus und drängte China, stärker 

auf Nordkorea einzuwirken, um eine 

Lösung zu erreichen. Der neue Ton in 

der Taiwan-Frage könnte als Anreiz 

dazu verstanden werden. Zwei Tage 

später hat Powell in einem Fernseh

interview mit einem amerikanischen 

Sender Teile seiner Bemerkungen zu

rückgenommen: Er sprach nicht länger 

davon, dass es auf beiden Seiten der 

Taiwan-Straße den Wunsch nach Wie

dervereinigung gebe und sagte, Ziel sei 

„eine friedliche Lösung des Problems“. 

(WSJ, 28.10.04; IHT, 29.10.04)

Am Rande von Powells Kurzbesuch in 

Beijing wurde bekannt, dass der Men

schenrechtsdialog zwischen den USA 

und China, den Beijing als Reak

tion auf eine US-initiierte Resolu

tion bei der UNHRC unterbrochen 

hatte, wieder aufgenommen werden 

soll. Im April war Washington mit 

dem Versuch gescheitert, Beijing von 

der UNHRC verurteilen zu lassen; ei

ne Mehrheit der stimmberechtigten 

Länder hatte die formelle Diskussion 

über den Antrag abgelehnt. (ST, 25., 

27.10.04; WSJ, 25., 27.10.04) -mb-

5 Bemühung um Wiederauf

nahme der Sechsergespräche 

über Nordkoreas Atompro

gramm

Beim Besuch von Nordkoreas zweit

höchstem Politiker, Parlamentspräsi

dent Kim Yong-nam, in Beijing ging 

es zwar primär um Wirtschaftsfragen, 

aber der Besuch gab auch Gelegen

heit zu Gesprächen über die multila

teralen Verhandlungen über Nordko

reas Atomprogramm. Hu Jintao for

derte bei seinem Treffen mit Kim all- 

seitige Bemühungen um eine fried

liche Lösung des Konflikts. China 

plant laut Wu Danwei (stellvertre

tender Außenminister) eine Fortset

zung der Sechsergespräche für En

de November. Chinas Emissär in die

ser Angelegenheit, Ning Fukui, reis

te nach Seoul, um die Wiederauf

nahme der Sechsergespräche einzulei

ten. Die nächste Runde hätte bereits 

im September stattfinden sollen, war 

aber wegen nordkoreanischer Einwän

de nicht zustande gekommen.

Ein anonymer Web-Artikel, basierend 

auf einem Vortrag eines chinesischen 

Politikprofessors und Regierungsbe

raters, hat unterdessen in Südkorea 

lebhafte Diskussionen ausgelöst. Dem 

Artikel zufolge beabsichtigt China 

„Nordkorea in seine Sicherheitsstruk

tur zu inkorporieren und es letztlich 

zu einem abhängigen (subordinate) 

Staat zu machen, falls eine pro-chi

nesische Militärjunta die Macht nach 

einem Regimekollaps an sich risse.“ 

Unterdessen veröffentlichte des süd

koreanische Verteidigungsministerium 

eine Einschätzung, derzufolge China 

im Falle eines Krieges auf der koreani

schen Halbinsel 400.000 Soldaten ein

setzen würde, um Nordkorea beizu

stehen. (Kyodo News Service, nach 

BBC PF, 28.10.04; Yonhap news agen- 

cy, nach BBC PF, 5., 12., 27.10.04; 

SCMP, 18., 19.10.04; Yonhap news 

agency, nach BBC EF, 19.10.04; Cho- 

son Hbo web site, nach BBC PF, 

20.10.04) -mb-

6 China reagiert schärfer auf

Fälle nordkoreanischer Bot- 

schaftsflüchtlinge/Grenz-

schutz am Turnen verstärkt

China hat erstmals die Auslieferung 

von 44 nordkoreanischen Flüchtlin
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gen verlangt, die sich in die kanadi

sche Botschaft geflüchtet hatten. We

der die chinesische Regierung noch die 

Medien erwähnten, dass es sich bei 

der Gruppe um Nordkoreaner handel

te. China hat an alle ausländischen 

Vertretungen in Beijing appelliert, 

nordkoreanischen Flüchtlingen keinen 

Schutz mehr zu gewähren. Außerdem 

verlangten die Behörden von Südko

rea die Auslieferung zweier Nordko

reaner, die sich mit Waffengewalt Zu

tritt zur südkoreanischen Botschaft in 

Beijing verschafft hatten. Mehr als 60 

Flüchtlinge und zwei südkoreanische 

Helfer wurden in Beijing verhaftet; ei

ne Bestrafung der beiden Aktivisten 

nach chinesischem Recht wurde an

gekündigt, woraufhin eine südkorea

nische Delegation zu Verhandlungen 

nach Beijing reiste. In einem außerge

wöhnlichen Fall hat die US-amerika

nische internationale Schule in Shang

hai neun Asylsuchende an die chine

sischen Behörden übergeben. Bislang 

hatten internationale Schulen Flücht

linge stets auf die jeweiligen Bot- 

schaftsgelände verbracht.

Auch an der Grenze zu Nordkorea 

ergriff China neue Maßnahmen: Bei

jing unterstützt Nordkorea bei der 

Aufstellung von Hundestaffeln, wel

che die Flucht über die koreanisch

chinesische Grenze weiter erschweren 

sollen. Die Maßnahme wurde in bei

derseitiger Absprache getroffen; China 

kommt für das Hundefutter auf. Zu

gleich entsandte Beijing 10.000 Solda

ten an drei Lokalitäten entlang des Tu

rnen, welche den Übertritt nordkorea

nischer Soldaten in das Nachbarland 

verhindern sollen, die bei Beutezü

gen auf der Suche nach Nahrungsmit

tel chinesische Siedlungen heimsuchen 

könnten. Auch der wachsende Drogen

handel bereitet Beijing Sorgen. Der 

Drogenanbau in Nordkorea blüht, und 

mit ihm der Schmuggel und Handel 

über die Grenze hinweg. Ein Beamter 

des chinesischen Sicherheitsapparats 

wird mit den Worten zitiert: „Drogen 

sind mittlerweile ein größeres Problem 

als die Flüchtlinge“. Die Drogen sind 

teilweise für den chinesischen Markt, 

teils aber auch zum Weitertransport 

nach Südkorea, Taiwan, und Japan 

bestimmt. (Kyodo News Service, nach 

BBC PF, 30.9., 5.10.04; Yonhap news 

agency, nach BBC PF, 30.9., 9.10.04; 

Choson Hbo web site, nach BBC PF,

30.9., 14.10., 29.10.04; WSJ, 26.10.04;

BBC PF, 30.09., 9.10.04; Choson Hbo, 

nach BBC EF, 9.10.04) -mb-

7 Chen Shuibians Rede zum

Nationalfeiertag erfahrt

scharfe Kritik aus Beijing

Mit Hu Jintao hatten sich Hoffnun

gen auf einen konzilianteren Kurs Bei

jings in der Taiwan-Frage verknüpft. 

Schon bevor er den Vorsitz der Mili

tärkommission übernahm, soll er nach 

Informationen einer Hongkonger Zei

tung für einen neuen Ansatz plädiert 

haben, demzufolge im Gegensatz zu 

Jiangs Linie keine Frist für die Wie

dervereinigung gesetzt wird, sondern 

Beijing auch abzuwarten bereit sein 

sollte. Unter Jiang Zemin hatte noch 

die Bestimmung des Weißbuchs vom 

Februar 2000 gegolten, dass Versu

che, den Vereinigungsprozess auf un

bestimmte Zeit hinauszuzögern, be

reits eine von drei causae belli be

deuten sollten. Indes hat der Opti

mismus bezüglich Hus Position einen 

Dämpfer erlitten: Beijing hat auf ei

ne Rede Chen Shuibians vom 10. 

Oktober scharf reagiert, insbesonde

re auf seine Formulierung, die Repub

lik China sei Taiwan. Beijing nann

te dies einen Akt, der auf „Taiwa- 

nesische Unabhängigkeit“ ziele, und 

der eine schwer wiegende Gefährdung 

des Friedens darstelle, so Li Zhao- 

xing. Allerdings bemühten sich eine 

Woche nach dieser scharfen Verurtei

lung führende mit Taiwanangelegen

heiten befasste Politiker um die Beru

higung von verunsicherten taiwanesi- 

schen Investoren: Bei demonstrativen 

Besuchen von Fabriken mit mehrheit

lich taiwanesischer Beteiligung versi

cherten sie, wie willkommen taiwane- 

sische Investoren auf dem Festland sei

en. (SCMP, 14., 22.10.04; ST, 2.10.04; 

XNA, 13.10.04; IHT, 14.10.04) -mb-

8 Sicherung des Zugangs zu Öl 

und Gas beeinflusst zuneh

mend Chinas Außenpolitik

Der steigende Ölbedarf Chinas (die 

Importe werden nach chinesischen An

gaben dieses Jahr 110 Mio. Tonnen be

tragen, eine Steigerung von 21% im 

Vergleich zum vergangenen Jahr) be

einflusst zunehmend die chinesische 

Außenpolitik. Konkurrenz um Öl- und 

Gasfelder belastet derzeit das Ver

hältnis zu Japan (vgl. C.a., 2004/7, 

Ü 5). Ein energiepolitischer Zankap

fel zwischen China und Japan sind die 

Erdgasvorkommen im Ostchinesischen 

Meer. Die Japanische Regierung zeigt 

sich beunruhigt über Berichte, denen 

zufolge China seine Bemühungen in 

der Erkundung der dortigen Erdgasla

gerstätten verstärken will. Nach japa

nischen Angaben sind Explorationen 

in Gebieten geplant, die von Japan als 

ökonomische Einflusssphäre für sich 

reklamiert werden. China und Japan 

haben sich bislang nicht auf eine ge

meinsame Definition ihrer jeweiligen 

„exklusiven Wirtschaftszonen“ einigen 

können. Japan betrachtet eine Linie 

in gleichem Abstand zu beiden Küs

ten als Grenze beider Sphären, China 

hingegen beansprucht die Ausbeutung 

der See so weit die Kontinentalplatte 

reicht. Der Streit droht sich angesichts 

knapper werdender Energieressourcen 

insbesondere für die chinesische Volks

wirtschaft zu verschärfen. Wang Yi, 

Chinas Botschafter in Tokyo, erklärte, 

die japanischen Besorgnisse seien völ

lig unbegründet: Das Gebiet, in dem 

China Erkundungen ausführe, befän

de sich unbestreitbar innerhalb der 

chinesischen Zone, und von Explora

tionen auf japanischem Gebiet wisse er 

nichts. Ein Treffen zwischen Cui Tian

kai, dem Generaldirektor des Asien- 

referats im chinesischen Außenminis

terium, und seinem japanischen Pen

dant Yabunaka, bei dem die strittigen 

Fragen erörtert werden sollten, brach

te keine Ergebnisse: Während Beijing 

die Gespräche als förderlich bezeichne

te, zeigte Tokyo sich unzufrieden. Ins

besondere erwarte man weiter genaue

re Angaben zu den chinesischen Pro

jekten. Japan hat Aufklärungsflugzeu

ge entsandt um die chinesischen Akti

vitäten zu erkunden, und Schiffe von 

Marine und Küstenschutz beider Län

der kreuzen in den fraglichen Gewäs

sern. Die öffentliche Meinung in Ja

pan drängt die Regierung zu einer har

ten Haltung: Nicht zuletzt die Aus

schreitungen nach dem Asien-Cup-Fi

nale im August haben in Japan die Be

reitschaft zum Dialog verringert. Eine 

Gruppe von 90 Parlamentariern for

derte die Regierung auf, in der Frage 

keine Nachgiebigkeit zu zeigen. (Kyo

do News Service, nach BBC EF, 18.,

19., 20.10.04; FT, 19.10.04; Maini- 

chi Shinbun web site, nach BBC PF, 

29.10.04; Kyodo News Service, nach
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BBC PF, 26.10.04; SCMP, 19.10.04; 

WSJ 21., 26.10.04; ST, 18.10.04)

Auch mit Vietnam gibt es Streit um 

Ressourcen: Vietnam hat die Explo

ration von Gasfeldern in der Nähe 

der Spratley-Inseln international aus

geschrieben, die laut chinesischer Les

art in chinesischen Hoheitsgewässern 

liegen. Vietnam hingegen behauptet, 

das Gebiet befände sich in vietname

sischen Gewässern. Ein Sprecher des 

chinesischen Außenministeriums äu

ßerte seine „ernste Besorgnis“ über den 

Vorfall.

China verstärkt in beinahe allen Welt

gegenden seine Bemühungen um die 

Sicherung der Ölversorgung: Neue 

Pipelines sollen Öl von einem myan

marischen Hafen nach Yunnan und 

von Kasachstan nach Xinjiang pum

pen. Diese Pipeline soll bereits im 

nächsten Jahr in Betrieb genommen 

werden. Auch um eine Steigerung der 

Importe aus dem Iran bemüht Beijing 

sich derzeit. In Westafrika steht China 

in Konkurrenz zu Indien; im Wettbe

werb um ein Abkommen zur Ölförde

rung mit Angola war China durch das 

großzügigere Hilfsangebot erfolgreich: 

Im Gegenzug zur Zusage bietet Chi

na Entwicklungshilfeprojekte im Um

fang von 2 Mrd. US$ an. Hilfe-für-Öl 

ist eine Strategie, die China seit dem 

11.9.2001 in der Region praktiziert.

Im Sudan kollidiert Chinas Interesse 

an der Ölausfuhr mit der Politik der 

USA. China hatte sich bei der Abstim

mung über die von den USA einge

brachten UN-Sicherheitsratsresolution 

am 18. September erst dann enthal

ten, als die USA den Ton der Reso

lution stark gemildert hatte. Die USA 

haben China vorgeworfen, durch die 

Ölimporte das Regime in Khartum zu 

finanzieren. Die China National Pet

roleum Corporation und die staatli

chen Ölgesellschaften Indiens und Ma

laysias sind die wichtigsten ausländi

schen Investoren im Sudan. Die Hälf

te der jährlichen Ölimporte bezieht 

China aus dem Nahen und Mittleren 

Osten, ein Viertel aus Afrika; der Su

dan spielt dabei zwar derzeit noch kei

ne große Rolle, birgt für chinesische 

Importe aber weiteres Potenzial. (Xin

hua, nach BBC EF, 20.10.04; Voice 

of Vietnam text web site, nach BBC 

EF, 21.10.04; ST, 2., 5., 14., 16.10.; 

BBC EF, 14.10.04; FT, 15.10.04; FAZ, 

15.10.04; XNA, 29.10.04) -mb-

9 Japan und China: Neue Be

lastungen und Bemühungen 

um Entspannung

Die chinesisch-japanischen Beziehun

gen sind weiterhin gespannt; der Streit 

um die Gasexploration im Ostchinesi

schen Meer hat neuerlich Öl ins Feu

er gegossen. Neben Japans Haltung 

zu seiner Rolle im Zweiten Weltkrieg 

ist auch die enge militärische Koope

ration Tokyos mit Washington Bei

jing ein Dorn im Auge: China äußerte 

sich besorgt über die US-japanischen 

Gespräche über die künftige militäri

sche Zusammenarbeit und über eine 

US-geführte Marineübung in japani

schen Gewässern. Auch das neue japa

nische Verteidigungsprogramm 2005- 

2009 stieß auf Kritik: Es widerspreche 

Japans pazifistischer Verfassung und 

steigere die Gefahr, dass Japan in be

waffnete Konflikte verwickelt werde. 

In Japan werden angesichts der Feind

seligkeit, die Japan in China entge

genschlägt, Forderungen nach einem 

Ende der japanischen Wirtschaftshilfe 

für China laut. Außenminister Machi- 

mura erklärte daraufhin, dass sich die 

japanische Entwicklungshilfe für den 

Nachbarn künftig verstärkt auf Um

weltschutzprojekte und Bildungspro

gramme konzentrieren werde. Zwar sei 

es absehbar, dass China eines Tages 

dererlei Hilfe nicht mehr benötige, der

zeit sei es allerdings nicht ratsam, die 

Unterstützung einzustellen. Nicht zu

letzt liege es in Japans eigenem Inte

resse, etwa die Luftverschmutzung in 

China einzudämmen, die auch auf Ja

pan Auswirkungen habe. Japans Ent

wicklungshilfe für China wurde seit 

2001 kontinuierlich gedrosselt und be

trug 2003 nicht einmal mehr die Hälfte 

des Volumens des Jahres 2000. (Kyodo 

News Service, nach BBC PF, 3.10.04) 

Unterdessen bemühen sich beide Sei

ten um die dringend notwendige Ent

spannung des Verhältnisses. In einer 

Rede vor dem Parlament versprach 

Koizumi, er werde sich um verbesser

te Beziehungen zur VR China bemü

hen. Zugleich betonte er aber, Besu

che des Yasukuni-Schreins seien nicht 

verwerflich; China solle die Entschei

dung eines jeden japanischen Premiers 

akzeptieren, den Schrein besuchen zu 

wollen. (SCMP, 13.10.04; Kyodo News 

Service, nach BBC PF, 20., 26.10.04; 

XNA, 26.10.04)

Von chinesischer Seite gibt es ein ver

söhnliches Signal: Neuer Botschafter 

in Tokyo wird Wang Yi. Die Berufung 

kann insofern als ein Zeichen guten 

Willens verstanden werden, als Wang 

im Range eines stellvertretenden Au

ßenministers steht; gewöhnlich werden 

Diplomaten dieses Ranges nur in Län

der gesandt, die einen ständigen Sitz 

im Sicherheitsrat innehaben. Zum an

deren gilt Wang als ein Befürworter ei

ner konzilianteren Japanpolitik; Wang 

traf mit führenden Politikern verschie

dener japanischer Parteien zusammen 

und betonte bei einer Pressekonferenz 

nach seinem Treffen mit dem Gene

ralsekretär der LDP, Takebe: „Unsere 

Wirtschaftsbeziehungen sind gut, aber 

unser politisches Verhältnis ist kühl. 

Wir befinden uns in keiner norma

len Situation, und müssen so schnell 

wie möglich vernünftige Beziehungen 

zwischen unseren Ländern herstellen.“ 

Wang sprach sich für ein baldiges Tref

fen der Staatschefs und für Gesprä

che auf der Arbeitsebene über die um

strittene Gasförderung im Ostchinesi

schen Meer aus. (ST, 6.10.04; BBC 

PF, 7.10.04)

Ein Treffen zwischen Spitzenpolitikern 

beider Länder steht seit drei Jahren 

aus. Spekulationen, dass es am Ran

de des ASEM-Treffens in Hanoi zu 

einem Treffen zwischen Koizumi und 

Wen kommen könne, haben sich zer

schlagen. Stattdessen wollen beide Sei

ten aber den nächstmöglichen Termin, 

den APEC-Gipfel Anfang November 

in Chile, wahrnehmen: Hu Jintao und 

Koizumi werden sich dann am Ran

de des Gipfels treffen, wie ihre Au

ßenminister verlautbarten. Bei ihrem 

Treffen in Hanoi bekräftigten die bei

den Chefdiplomaten ihr beiderseiti

ges Bemühen um eine Verbesserung 

der aktuell belasteten Beziehungen, 

ohne konkrete Angaben zu machen, 

auf welchem Wege dies geschehen soll. 

Li Zhaoxing äußerte sich ebenso we

nig über Chinas Position in der Fra

ge von Japans möglicher Aufwertung 

im Weltsicherheitsrat, sondern sprach 

sich lediglich für weitere diesbezügli

che Konsultationen aus. (Kyodo News 

Service, nach BBC PF, 4., 9.10.04; 

BBC EF, 9.10.04; ST, 7.10.04) -mb-
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10 Annan fordert China zu 

stärkerem UN-Engagement 

auf

UN-Generalsekretär Annan hat zum 

sechsten Mal während seiner Amts

zeit die VR China besucht. Auf dem 

Programm des fünftägigen Aufent

halts standen unter anderem der Be

such eines Öko-Dorfes und eines Test

zentrums für HIV, sowie des „Peace 

Keeping Training Centre“ in Lang

fang. China hat unterdessen viel Mühe 

auf die Auswahl von 125 Polizeioffizie

ren verwandt, die als Teil der UN-Mis- 

sion nach Haiti entsandt werden sol

len. Die Truppe wurde aus Einheiten 

von vier Großstädten ausgesucht und 

erhielt ein dreimonatiges Spezialtrai

ning für den Einsatz. Seit 1999 hat 

China bereits bei einem halben Dut

zend UN-Missionen Polizisten gestellt, 

der Einsatz in Haiti ist aber insofern 

ein Novum, als hier eine völlig selb

ständige chinesische Einheit operieren 

wird, mit eigener Logistik und Kom

mandostruktur. Das chinesische Enga

gement ausgerechnet in Haiti ist er

staunlich, zumal der Inselstaat eines 

der wenigen verbleibenden Länder ist, 

die mit Taiwan diplomatische Bezie

hungen unterhalten.

Annan lobte die Qualitäten des chi

nesischen Militärs und forderte die 

Volksrepublik zu verstärktem Enga

gement bei Peace-keeping-Missionen 

auf. Staatssekretär Tang Jiaxuan sag

te bei einem Treffen mit Annan zu, 

China werde in Zukunft eine aktive

re Rolle in der UNO spielen und sich 

stärker am Peace-keeping beteiligen. 

Yang Huanning, stellvertretender Mi

nister für öffentliche Sicherheit, äu

ßerte gegenüber Annan, China werde 

sich darum bemühen, mehr Personal 

für entsprechende Einsätze zu schulen. 

(ST, 1.10.04; XNA, 12.10.04) -mb-

11 Chinesische Geisel in Pakis

tan getötet

Beim Versuch pakistanischer Sicher- 

heitskräfte, zwei entführte chinesische 

Ingenieure aus der Gewalt der Geisel

nehmer zu befreien, ist eine der Gei

seln ums Leben gekommen. Die beiden 

Männer hatten an einem Dammpro

jekt gearbeitet, welches eine chinesi

sche Gesellschaft ausführt. Der Damm 

befindet sich in einer von der Zentral

regierung nur unzureichend kontrol

lierten Gegend, im Süden von Wa- 

ziristan. Dort sind über 35.000 pa

kistanische Soldaten in Aktionen ge

gen islamische Extremisten eingesetzt. 

Das Gebiet gilt als möglicher Aufent

haltsort von Bin Laden. Die Entfüh

rer haben Verbindungen zum Al-Qai

da-Netzwerk und werden angeführt 

von Abdullah Mehsud, einem Taliban

führer, der erst im März aus Guan- 

tanamo entlassen worden war. Bei

jing hat daraufhin Washington auf

gerufen, bei der Entlassung von „ost- 

turkestanischen“ Verdächtigen aus der 

Haft in Guantanamo Vorsicht walten 

zu lassen. Ursprünglich forderten die 

Kidnapper die Freilassung aller Aus

länder durch die Pakistanische Regie

rung, forderten später aber nur noch 

freien Abzug. Alle Geiselnehmer ka

men bei der Erstürmung ihres Unter

schlupfes um, Mehsud war aber nicht 

unter ihnen.

Nach der Entführung wurden die Ar

beiten am Damm einstweilen einge

stellt; die chinesische Seite fordert ver

besserte Sicherheitsbedingungen. Un

ter den etwa 350 Beschäftigten ist die 

Sorge vor weiteren Entführungen groß. 

Das Geiseldrama hat in der chinesi

schen Öffentlichkeit große Aufmerk

samkeit und Anteilnahme erregt. Die 

überlebende Geisel wurde bei der Lan

dung in Beijing von Hu Jintao per

sönlich am Flughafen begrüßt. In In

ternetforen wurden vereinzelt Stim

men laut, die das chinesische En

gagement im Anti-Terrorkampf an 

der Seite der USA für den Vorfall 

verantwortlich machten. (ZXS, nach 

BBC PF, 29.10.04; The News web 

site, nach BBC PF, 18.10.04; XNA, 

18.10.04; SCMP, 11., 14., 15.10.04; 

WSJ, 12.10.04; PTV World, nach 

BBC PF, 14.10.04) -mb-

Innenpolitik

12 Gesellschaftliche Unruhen 

inverschiedenen Landestei

len

Im Laufe des Oktober und frühen No

vember häuften sich Meldungen über 

soziale Unruhen und Gewaltkonflikte 

aus mehreren Regionen Chinas. Für 

einige westliche Medien war dies An

lass, vor einer politischen Destabili

sierung zu warnen und um die Si

cherheit ausländischer Investitionen in 

dem Lande zu bangen. Derartige Be

fürchtungen einer auf breite Bevöl

kerungsgruppen übergreifenden Pro

testwelle scheinen derzeit unbegrün

det, da sich auch die jüngst bekannt 

gewordenen Unruhen keineswegs ge

gen das politische System als solches 

bzw. gegen die parteistaatliche Füh

rung richten. Wie im Folgenden zu zei

gen sein wird, handelt es sich viel

mehr um lokal begrenzte Protestak

tionen zur Durchsetzung partikularer 

Interessen, die sich in der Regel ge

gen spezifische Missstände und die da

für verantwortlichen Akteure vor Ort 

richten. Für eine überregionale organi

satorische Vernetzung zur Erreichung 

übergeordneter politischer Ziele hinge

gen findet sich bislang kaum Evidenz, 

wenn eine solche Möglichkeit für die 

Zukunft auch nicht von der Hand zu 

weisen ist und von der parteistaatli

chen Führung in China als ein besorg

niserregendes Szenario durchaus dis

kutiert wird.

Die zahlreichen Meldungen über Un

ruhen in verschiedenen Landesteilen 

Chinas weisen auf eine große Band

breite von Konfliktursachen und Aus

lösern für die teilweise gewaltsam aus

getragenen Proteste. Ein generelles 

Problem bei der Analyse der Konflikt

faktoren ist die hochgradige Intrans

parenz lokaler Ereignisse, die durch 

die nach wie vor sehr restriktive Infor

mationspolitik begründet ist. So wer

den meist unmittelbar nach Bekannt

werden sozialer Unruhen von loka

len oder zentralstaatlichen Instanzen 

Nachrichtensperren verhängt. Ange

sichts moderner Medien wie dem In

ternet oder SMS-Kurznachrichten so

wie der Vernetzung mit Hongkonger 

und internationalen Medienberichter

stattern sind diese Nachrichtensperren 

zwar nicht vollständig effektiv, bewir

ken aber in der Regel ein erhebliches 

Informations-„Rauschen“, das teilwei

se zu großen Schwankungen in den 

Zahlenangaben (Zahl der Protestie

renden, der eingesetzten Sicherheits

kräfte, Verhaftungen, eventueller Op

fer von Gewaltkonflikten etc.) und zu 

stark variierenden Schilderungen des 

Ereignishergangs führt. Entsprechend 

lassen sich auch die Konfliktverläufe 




